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30° M31 1968
Klägerin und Revisionsbeklagte‚

g e g e n

Beklagte und Revisionsklägerino'

Der 12° Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 30° Mai 1968 durch

Senatspräsident
V

R a a c k
' ‘ 4 — Vorsitzender _‚ 4 _
Bundesrichter

.
S c h m i d t h a l s und

Bundesrichter ‘ Dr„ F r i e d e r i c h s‚
Bundessozialrichterv G r a e f '

- „@? und
/v‘

Bundessozialrichter H a u s e n

für Recht erkannt:

.
Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des
Schleswig—Holsteinischén Landessczialgérichts vom
40 Oktober 1963 wird zurückgewieseno

Die Beklagte hat der Klägerin die außergeriohtlichen

Kosten auch des Revisioneverfahrens zu erstatten„
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Der Rechtsstreit betrifft den Anspruch der Klägerin auf

Beitragssrstattung° Streitig ist insbesondere9 ob für die

in Dänemark wohnende Klägerin unter Berücksichtigung der

dänischen Gesetze in Verbindung mit dem Abkommen zwischen

der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Dänemark

über Sozialversicherung vom 140 August 1953 (BGBl 1934 II?
753) die Versicherungspflicht im Sinne des 5 1303 Abso 1
der‘Reichsversicherungsordnung (EVO) entfallen isto

Für die Klägerin wurden in der Zeit vom 189 August 1950 bis

150 Mai 1958 für 38 Kalendermonate Beiträge zur Arbeiter—
.

rentenversicherung (ArV) auf Grund versicherungspflichtiger

Beschäftigung entrichteto Sie schloß im Mai 1958 die Ehe?

verzog nach Dänemark und lebt seitdem dorto Mit Schreiben

vom 190 Februar 1962 beantragte sie? ihr gemäß den @@13039
1304 RVO die Hälfte der entrichteten Beiträge zu erstatten°

Die Beklagte lehnte den Antrag durch Bescheid vom 200 Juni

1962 abo Die in © 1303 Abs° 1 RVO geforderte Voraussetzung
des Entfallens der Versicherungspflicht in allen Zweigen der

gesetzlichen Rentenversicherung sei nicht erfüllto Ein Erw

stattungsanspruch nach 5 1303 Abs„ 1 BVD bestehe deshalb

nicht() Zur näheren Begründung hierfür führte die Beklagte

aus9 alle dänischen Staatsbürger unterlägen9 solange sie sich

in Dänemark aufhielten, — mit Ausnahme von wenigen Einzel-

fällen — stets der Versicherungspflicht nach der dänischen

Gesetzgebungo Auf Grund der Gleichstellung der deutschen

Staatsangehörigen mit den Staatsangehörigen im Königreich

Dänemark nach Arto 2 Abs° 1 des deutscnmdünischon Soziale

versicherungsabkommens hätten die dänischen Gesetze auch für

die Klägerin zu gelteno Der Anspruch auf Beitragserstattung
(\

sei auch nicht nach 9 1304 RVO in Verbindung mit Arto 2

_ 3 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 -

5 28 des Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(ArVNG) begründet‚ weil der Erstattungsantrag erst am

190 Februar 1962‚ also nach Ablauf von drei Jahren nach
der Eheschließung‚gestellt seio

Das Sozialgericht (SG) Lübeck hat durch Urteil vom loo April
1963 den Bescheid der Beklagten aufgehoben und diese vor—
urteilt‚ der Klägerin durch einen neuen Bescheid die Hälfte

der für sie entrichteten Beiträge zu erstatten; es hat die

Berufung zugelassen0 Das Landessozialgericht (LSG) hat die

Berufung der Beklagten gegen dieses Urteil zurückgewiesen

und die Revision zugelassen (Urteil vom 40 Oktober 1963„
veröffentlicht in Breithaupt 19649 396)„ Es hat angenommen?
die Voraussetzungen des 5 1303 RVO seien gegeben‚ weil

die Versicherungspflicht in allen Zweigen der gesetzlichen

Rentenversicherung entfallen sei, der Klägerin nach 5 1233

RVO kein Recht zur freiwilligen Weiterversichcrung zustehe
und der Antrag friStgerecht gestellt soioDer Anspruch sei

dadurch nicht ausgeschlossen9 daß die Klägerin in Dänemark_

wohne° , ' ; -

Gegen das Urteil hat die Beklagte Revision eingelegt?

mit der sie Verletzung des 5 1303 Abs° 1 RVO in Verbindung
mit Arto 5 des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch-

land und dem Königreich Dänemark über Sozialversicherung

vom 14° August 1953 rügto Die Revision führt aus9 es sei

zwar richtig‚ daß die Klägerin aus der Pflichtversicherung

in der deutschen Rentenversicherung ausgeschieden seio

Sie habe jedoch jetzt nach den dänischen Gesetzen das Recht9

bei wesentlicher Herabsetzung der Erwerbsfähigkeit Invaliden—

pension oder bei Erreichen der Altersgrenze Volkspension

zu beziehen; denn auf Grund des Arto 2 Abso 1 des deutsch—

dänischen Sozialvérsicherungsabkommens hätten deutsche Staats-'

angehörige in Dänemark die gleichen Rechte und Pflichten

wie dänische Staatsangehörigeo Das dänische Gesetz über die
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Invaliden— und Volkspension sei ebenso wie die deutsche

Sozialversicherung ein System der sozialen Sicherheito Ein
Vergleich beider Systeme sowie ihre Berücksichtigung und

Anwendung in dem Abkommen zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und dem Königreich Dänemark über Sozialversiche—

rung könne nur zu der Feststellung führen? daß das Recht

auf Invaliden- und Volkspension als auf einem Rechtsver—

hältnis beruhend anzusehen sei9 das einem Sozialversiche—

rungsverhältnis nach deutschen Rechtsvorschriften (Pflicht—

zugehörigkeit zur deutschen Rentenversicherung) gleichen—

erachten seio Soweit nach deutschen Rechtsvorschriften ein

Sozialversicherungsverhältnis rechtliche Auswirkungen auf

eine Leistung der Sozialversicherung habe9 komme die gleiche

Wirkung gemäß Art05 des deutschedänischen Sozialversiche—

rungsabkommens auch einem gleichartigen Verhältnis in Däne—

mark zu[) Durch diese Gleichstellung werde der Anspruch der

Klägerin auf Erstattung der zur deutschen Rentenversicherung

entrichteten Beiträge ausgeschlossen9 weil die “Versiche—

rungstlicht" nicht entfallen seio

Die Beklagte beantragt9 das Urteil des Schleswig—Holstei—

nischen LSG vom 40 Oktober 1963 sowie das Urteil des SG

Lübeck vom loo April 1963 aufzuheben und die Klage abzu—

weiseno

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertretene

II

Die Revision der Beklagten ist nicht begründet°

Die Beklagte hat der Klägerin? wie das LSG im Ergebnis zu—

treffend entschieden hat“) die Hälfte der in der Zeit vom

180 August 1950 bis 150 Mai 1958 entrichteten Beiträge zu

erstatteno -3 —"
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Der Anspruch der_Klägerin auf Beitragserstattung ist nach

Inkrafttreten des Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes

vom9„ Juni 1965-BGBl'19476—(RVÄndG)jedenfalls gemäß
5 1304 RVO begründet9 so daß unentschieden bleiben kann5

ob er auch aus 5 1303 RVOherzuleiten ist° Zwar ist 5 1304
EVO gemäß Art° l @l Nro 26 des Finanzänderungsgesetzes

1967 vom 210 Dezember 1967 —BGBl I, 1259- (FÄndG) gestrichen

worden° Das FÄndG ist aber nach Art° 22 des Gesetzes erst

am l° Januar 1968 in Kraft getreten, so daß der Anspruch
der Klägerin auf Beitragserstattung sich noch nach dem

bis zum 310 Dezember 1967 geltenden Recht des RVÄndG rich—

tet°

@ l3o4\Abs° 1 Satz 1 RVG bestimmt: "Heiratet eine Versicher—

te9 so wird ihr auf Antrag die Hälfte der Beiträge erstat-

tet9 die für die Zeit nach dem 20° Juni 1948 im Bundesge-
'biet oder für die Zeit nach dem 240 Juni 1948 im Land Ber—

lin bis zum Ende des Monats entrichtet’sind9 in dem der

Antrag gestellt ist"° Zwar schreibt @ 1304 Abs„ 2 BVG vor„
daß der Anspruch nur binnen drei Jahren nach der Eheschlie-

ßung geltend gemacht werden kanno Da die Klägerin im Mai

1958 geheiratet hat9 hätte sie ihren Anspruch auf Beitrags—

erstattung nach dieser Vorschrift nur bis zum April 1961

geltend machen könneno Das RVändG hat aber durch Art° 1
5 1 Nr() 37 die Vorschrift des 5 1323 a in die RVO einge—
fügto Diese hat klargestellt9 daß der Beitragserstattung

nach 59 13039 1304 RVO der Umstand nicht entgegensteht,

daß sich der Berechtigte im Ausland aufhält° Gemäß Arto 5

5 5 Abs„ 1 RVÄndGgilt @1325 a RVG auch in den Fällen,
in denen die Vers10herte vor dem 1° Juli 1965 aber nach

dem 310 Dezember 1956 geheiratet hat; außerdem beginnt die

Frist des 5 1304 Abs° 2 RVO erst mit dem 1° Juli 1965°

Da sich die Klägerin gewöhnlich im Ausland aufhält9 im Mai

19589 also vor dem 10 Juli 1965? aber nach dem 310 Dezember

1956 geheiratet hat; und innerhalb von drei Jahren nach der
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Eheschließung während der Zeit vom 10 Januar 1957 bis
300 Juni 1965 in das Ausland gegangen war9 ist für ihren

Anspruch auf Beitragserstattung @ 1323 a EVO anzuwenden°

Ebenso gilt für sie 5 1304 Abso 2 BVG mit der Maßgabe9 daß

der Auslandsaufenthalt den Lauf der Antragsfrist bis zum_
30° Juni 1965 verhindert und die Antragsfrist erst mit dem

10 Juli 1965 begonnen hat (vg1° Hanow[hehmannßßogs EVO

4° Buch9 5o Aufl° @ 1304 Erläuterungen letzter Absatz)o

Die Klägerin hat ihren Antrag auf Beitragserstattung mit

Schreiben vom 190 Februar 1962 gestellt9 das am 260 Februar

1962 bei der beklagten Landesversicherungsanstalt (LVA)

eingegangen ist„ Sie hat ihren Antrag während des sozial—

gerichtlichen Verfahrens aufrechterhalten? und über ihn ist

hier zu entscheideno Unter Berücksichtigung der Vorschriften

des RVÄndG ist der Antrag auf Beitragserstattung gemäß

@ 1304 Abs° 2 RVO rechtzeitig gestellt9 so daß die Beitrags—
erstattung auch fristgerecht geltend gemacht und schon

gemäß 5 1304 RVO begründet ist°

Die Vorschriften des © 1323 a RVGund des Arte 5 5 5 Abs() 1
Satz 2 RVÄndG sind für den von der Klägerin erhobenen An—

spruch nicht deshalb gegenstandslos9 weil schon nach Arto 3

Abs„ 4 des deutsch—dänischen Sozialversicherungsabkommens

für die Gewährung einmaliger Leistungen aus der Sozialver-

sicherung der Aufenthalt deutscher Staatsangehöriger im
Königreich Dänemark nicht als Aufenthalt im Ausland gilt°

Die Vorschriften erfassen alle Fälle der Beitragserstattun-

gen nach den @@13039 1304 RVOvon Berechtigten? die sich
im Ausland aufhalten‚ ohne Rücksicht darauf9 ob in einem

zwischenstaatlichen Abkommen schon die Zahlung einer solchen

Leistung in das Ausland vorgesehen waro Nach ihrem Sinn und
Zweck sollten mit diesen Vorschriften etwa bestehende Un—

klarheiten in jedem Falle beseitigt werdeno Solche Unklar—

heiten bestehen hinsichtlich des deutsch—dänischen Abkommens
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von 1953schondeshalb; weil es keineswegsvöllig klar
ist; daß sich das deutsch—dänische Sozialversicherungs-

abkommen überhaupt auf Beitragserstattungen beziehto

Art° 1 Abso 1 Buchst° c des Abkommens läßt es zweifel—
häft erscheinen‚ ob das deutsch—dänische Sozialversichem

rungsabkommen in den gesetzlichen Rentenversicherungen

alle nach den deutschen Rentengesetzen vorgesehenen

Leistungen aus der Versicherung und insbesondere alle in

© 1235 RVO vorgesehenen Regelleistungen erfaßt; denn in

Art° 1 Abs„ 1 Duchst°
0 heißt es9 "dieses Abkommen be—

zieht sich auf die Gesetzgebung in der Bundesrepublik

Deutsöhland über die Rentenversicherung der Arbeiter? die

Rentenversicherung der Angestellten und die knappschaft—

liche Rentenversicherung (Versicherungen für den Fall

der Invalidität oder der Berufsunfähigkeit des Alters

und des Todes -Renten—)"o Die besonderen Vorschriften

im Abschnitt IV des Abkommens "Rentenversicherungen"

(Art° 16 bis Art° 29) sprechen mehr dafür, daß von dem

Abkommen nur die Gewährung von Renten oder gleichge—

stellten Leistungen9 aber keine anderen Leistungen aus
der Versicherung erfaßt werden, also auch nicht die nach

9 1235 RVO zu gewährenden weiteren Regelleistungen‚ zu
denen die Beitragserstattungen gehören (@ 1235 Nro 4 RVG)o
Wenn in Art„ 2 Absol des Abkommens auf die in Arte 1 be—

zeichneten Gesetzgebungen besondersa Bezug
genommen und

vorgeschrieben ist: "Die deutschen Staatsangehörigen

unterliegen im Königreich Dänemark und die dänischen

Staatsangehörigen in der Bundesrepublik Deutschland den

in Art„ 1 bezeichneten Gesetzgebungen° Sie haben dabei

die gleichen Rechte und Pflichten wie die Angehörigen

des betreffenden Staates? soweit in diesem Abkommen nicht

etwas ibweichendes bestimmt ist"9 so erscheint die Gleich—

stellung der Staatesngehörigen beider Vertragsstaaten

in den Rentenversicherungen auf die Gewährung der Renten

und gleichgestellter Leistungen (Waisenhilfe) beschränkte
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Dann aber würde auch die Vorschrift des Art° 5 des Abkommens
in den gesetzlichen Rentenversicherungen nur Bedeutung haben?

soweit die Gewährung von Renten in Betracht kommt„ Hier ist

zwar vorgeschrieben9 daß‚ soweit nach den Vorschriften einer

der beiden Vertragsstaaten ein Sozialvereicherungsverhältnis

rechtliche Auswirkungen auf eine Leistung der Sozialversiche-

rung hat9 nach Maßgabe der innerstaatlichen Gesetzgebung die

gleiche Wirkung auch einem gleichartigen Versicherungsver—

hältnis im anderen Staat zukommto Ein solches Versicherungs—

verhältnis könnte sich indessen in der gesetzlichen Rentenver—

sicherung nur auf die Gewährung von Renten auswirken9 wenn

des deutsch;dänische Sozialversicherungsabkommen andere Regel—

leistungen wie die hier in Frage stehenden Beitragserstattun-

gen nicht betriffto Im Hinblick auf diese Unklarheiten rich—

tet sich auch der Anspruch der Klägerin auf Beitragserstat—

tung nach der durch © 1325 a RVG, Art° 5 5 5 Abs„ 1 Satz 2

RVÄndGgetroffenen Regelungo‘ '

Die Revision der Beklagten kann aus diesen Gründen keinen

Erfolg habenc

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes° ‘
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